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Anmerkungen zur Öffentlichkeit der öffentlichen Fin anzen in Köln und Vorschläge für 
einfache, wirkungsvolle Maßnahmen der Verbesserung 

Öffentlichkeit als Voraussetzung für Rechenschaftsp flicht und Verantwortlichkeit 

Kölns Politiker haben über Jahre das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in Politik und 
Verwaltung der Stadt verspielt. Mit dem Einsturz des Stadtarchivs, bei dem zwei Menschen 
gestorben sind und angesichts der mangelnden Aufklärungsarbeit haben die Missstände ein 
Ausmaß erreicht, dass viele Bürgerinnen und Bürger nicht mehr hinnehmen wollen. Als Bür-
ger dieser Stadt sind wir bestürzt, dass unsere Stadt augenscheinlich nicht mehr in der Lage 
ist, Projekte in der Größenordnung wie die Messe, den Haubrichhof oder den U-Bahnbau 
zuverlässig zu handhaben. Wir fragen uns: Woran liegt das? Und – Wie kann sich das än-
dern? 

Sicher sind Ursachen und Gründe komplex und vielfältig. Im Zentrum scheint aber ein offen-
sichtlicher Mangel an Rechenschaftspflicht und Verantwortlichkeit in der städtischen Politik 
und Verwaltung zu stehen: Weder die Parteien noch die Stadt halten es für nötig, die politi-
sche Aufklärung des Einsturzes des Stadtarchivs nachzuhalten, ja, stellen sogar die Mög-
lichkeit einer politische Verantwortung in Frage. Das ist im Fall des Stadtarchivs eklatant und 
es wird unübersehbar, dass dies ein durchgehendes Verhalten ist: In dieser Stadt ist es nie 
jemand gewesen, der etwas falsch geplant, falsch entschieden und schlecht finanziert hat.  

Wenn sich daran etwas ändern soll, ist es wichtig, dass im öffentlichen Auftrag handelnde 
Personen und Organisationen in die Verantwortung genommen werden können. Dies setzt – 
neben anderen Mechanismen, vor allem funktionierenden Kontroll- und Sanktionsmecha-
nismen – notwendig und als erstes Transparenz der öffentlichen Finanzen voraus. Transpa-
renz wiederum entsteht nur, wenn Informationen verfügbar sind und verwendet werden.  

Was die Information über finanzielle Aspekte des öffentlichen Handelns angeht, ist die Situa-
tion in Köln ernüchternd: Die Stadt stellt praktisch keine Informationen zur Verfügung oder 
diese sind nur nach Bewältigung einiger Hürden zu erlangen. Wir schlagen hier vor, an zwei 
Stellen mit der Veröffentlichung der öffentlichen Finanzen zu beginnen: Ein Vorschlag be-
schreibt eine demokratische Selbstverständlichkeit, der zweite Vorschlag ist schwieriger 
durchzusetzen, ist ein bewährtes Element der Antikorruptionspolitik. 

Der Haushalt der Stadt Köln 

Der Haushalt der Stadt Köln ist nur eingeschränkt öffentlich zugänglich: Er kann käuflich 
über die Kämmerei erworben werden (CD-Version: 17,00 €). Im Informationsbüro der Stadt 
Köln ist nur der Bürgerhaushalt erhältlich. Auf den Internetseiten der Stadt werden ausführ-
lich die Haushaltsverfahren erläutert ohne auch nur eine konkrete Zahl zu nennen.  

Dabei wäre es ein Leichtes, den Haushalt ins Internet zu stellen, wie es z.B. die Stadt Essen 
tut.1 Essen beschränkt sich nicht nur auf die Finanzplanung, sondern stellt auch die mittelfris-
tige Finanzplanung, den Stellenplan und die Rechnungslegung2 ein. Es gibt keinen nachvoll-
ziehbaren Grund, warum eine Großstadt wie Köln darauf verzichtet. Der leichte öffentliche 
                                                
1  http://www.essen.de/Deutsch/Rathaus/Aemter/Aktionen/Haushalt/Haushalt_und_Finanzen.asp 

(siehe Screenshot in der Anlage) 
2  Da die neue Darstellung des Haushalts auch den Vergleich mit den erreichten Vorjahreswerten 

enthält, ist eine gesonderte Veröffentlichung der Rechnungslegung nicht mehr erforderlich. 
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Zugang zu diesen Daten signalisiert den Bürgern, dass sie Ernst genommen werden und 
dass sie Adressaten der städtischen Aktivitäten ist, über die öffentlich Rechenschaft abgelegt 
wird. 

Das Fehlen öffentlicher Zahlen über das städtische Finanzgebaren in Köln diskreditiert auch 
die im Grunde lobenswerte Initiative des Bürgerhaushaltes, dadurch dass sie nicht in den 
Kontext des Gesamthaushaltes gestellt wird. Das heißt, die Bürger können Vorschläge ein-
bringen, deren Umsetzung bzw. Nicht-Umsetzung von der Verwaltung auch geradezu minu-
tiös dokumentiert ist. Sie erfahren aber nicht, welchen Anteil des städtischen Haushalts die-
ser Bürgerhaushalt ausmacht, ja nicht einmal, um wie viele Mittel es insgesamt geht. Die 
Stadt gibt an, dass für den Doppelhaushalt 2008/09 zusätzliche Mittel im Umfang von 8,2 
Mio. € für die Anliegen des Bürgerhaushaltes zur Verfügung gestellt wurden, neben den urs-
prünglich geplanten, über deren Umfang keine Auskunft erteilt wird.3 Über zwei Jahre ent-
sprechen diese zusätzlichen Mittel (Gesamtausgaben geplant in 2008 knapp 4 Mrd., in 2009 
knapp 3,8 Mrd. €) mit je 4,1 Mio. € etwa 0,1% der gesamten städtischen Ausgaben. Es geht 
an dieser Stelle nicht um die Forderung, dass die Bürger über größere Anteile mitbestimmen 
sollten, sondern darum den Bürgerhaushalt in den richtigen Kontext zu stellen, um Missver-
ständnissen über die Dimensionen der Beteiligung vorzubeugen. Es ist schade, wenn eine 
an sich gute Initiative diskreditiert wird, nur weil es an Offenheit mangelt. 

Anders als die alte Kameralistik, produziert das neue kommunale Finanzmanagement (NKF) 
– seit 2008 in NRW flächendeckend eingeführt - einen Haushalt, der auch für Laien nach-
vollziehbar ist. Die Produktbereiche lassen politische Konzepte leichter erkennen. Das Er-
gebnis des Vorjahres, die aktuelle Jahresplanung und die mittelfristige Planung werden ge-
genübergestellt. Dies erlaubt es, politische Prioritäten leichter nachzuvollziehen, ohnehin 
enthält der Haushalt für jeden Produktbereich ausformulierte Ziele und Kennziffern, die die 
Zielerfüllung messen.  D.h. das Instrument ist darauf angelegt, die politische Programmfunk-
tion des Haushalts zu schärfen und der Umstand, dass dieses moderne Instrument in Köln 
nur mit Zeit- und finanziellem Aufwand eingesehen werden kann, unterläuft diese Funktion. 

Bezeichnend für die fehlende Offenheit im Umgang mit den öffentlichen Finanzen in Köln ist 
auch, dass offenbar seit März 2009 ein Bericht der nordrhein-westfälischen Gemeindeprü-
fungsanstalt über die Stadtverwaltung Köln existiert, dieser aber weder in der Presse noch 
durch Politik und Verwaltung bisher kommentiert wurde. Der Rat soll bis August Zeit haben 
zur Kommentierung, falls dies zutrifft, ist dies (a) überlang und (b) erweckt es den Anschein, 
dass die Ergebnisse vor der Kommunalwahl nicht bekannt werden sollen. 

Das Beschaffungswesen 

Die Stadt Köln veröffentlicht alle Bekanntmachungen im Internet, also alle öffentlichen Aus-
schreibungen, die in einem Wettbewerbsverfahren vergeben werden. Das ist insofern hilf-
reich, als sich Unternehmen nun nicht mehr persönlich zu den einzelnen Ämtern begeben 
müssen, um die anstehenden Ausschreibungen in Erfahrung zu bringen. Dies ist ein nicht zu 
unterschätzender erster Schritt, der eine öffentliche Kontrolle des Vergabewesens ermög-
licht. Darüber hinaus erfährt man nichts: Es gibt keine Veröffentlichung der Freihandverga-
ben, keine Veröffentlichung der Vertragssummen und welcher Konkurrent den Zuschlag er-
halten hat.  

In Deutschland ist es, soweit der Autorin bekannt, bisher nicht allgemein üblich, diese Daten 
im Internet zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung des Vergabewesens im Internet ist aber 
ein typisches und - wenn funktionsfähig eingerichtet - wirkungsvolles Instrument der Korrup-

                                                
3  https://buergerhaushalt.stadt-

koeln.de/index.php?page=viewcompiler_rech&id_view=41&menucontext=6  
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tionsbekämpfung. Und das ist letztlich, worum es in Köln gehen muss, wenn die Stadt wieder 
handlungsfähig werden soll und die Bürger wieder Vertrauen in die Politik und Verwaltung 
der Stadt fassen sollen: um wirkungsvolle Korruptionsbekämpfung. 

Dabei gibt es positive Beispiele dafür, wie es anders gehen kann, und zwar interessanter-
weise aus dem Bereich der Entwicklungszusammenarbeit. Dies mag damit zusammenhän-
gen, dass die betreffenden Staaten andernfalls in Erklärungsnöte gegenüber den Geberinsti-
tutionen und Geberländern geraten könnten. Trotz geografischer Ferne und großer Unter-
schiede zwischen Ländern wie beispielsweise Ghana und Senegal und der Stadt Köln ist 
diese Problematik aber von der Sache her durchaus vergleichbar mit Erklärungsnöten gege-
nüber den Bürgern über die Verwendung ihrer Steuergelder. Grade an den Beispielen Gha-
na und Senegal ist gut erkennbar, dass mit einfachen Mitteln der gesamte Ausschreibungs-
prozess dokumentiert werden kann (siehe Anlage das Beispiel Ghana):4 Welche Aufträge 
wurden vergeben, zu welchem Preis, an welche Firma. Mit diesen Informationen ist es leicht, 
das Teilen größerer Aufträge und die Freihandvergabe der – kleinteiligen – Aufträge an die 
immer gleichen Firmen zu beobachten. Ebenso können sich Bürger davon überzeugen, dass 
eben nicht immer die gleichen Firmen beauftragt werden, falls das so sein sollte. Auch das 
ist ein Beitrag zur Förderung des Vertrauens in das Amtsgebaren.  

Diese Informationen sind in Deutschland nicht geheim, es werden damit keine rechtlich ge-
schützten Daten aus den Angeboten oder Verträgen veröffentlicht. Die Informationen könn-
ten auch über das Informationsfreigabegesetz angefordert werden. Daher gibt es keinen trif-
tigen Grund sie nicht im Internet zugänglich zu machen.  

Ausblick 

Mit diesen einfachen Mitteln würde die Stadt Köln schnell klare Signale in Richtung Transpa-
renz des öffentlichen Handelns setzen.  

Während die Veröffentlichung des Haushalts im Internet leicht sein sollte, weil sie den Zielen 
des neuen kommunalen Finanzmanagements entspricht, dürfte eine Veröffentlichung des 
Beschaffungswesens ungleich schwieriger werden. Gleichwohl ist auch dies möglich und 
muss als ein wirkungsvolles Instrument zur Bekämpfung von Klein-Korruption dringend in 
Angriff genommen werden.  

Bisher ist bei den im Rat vertretenen Parteien und den Entscheidungsträgern in der Stadt-
verwaltung nicht einmal ein Problembewusstsein hinsichtlich Transparenz und Verantwor-
tung erkennbar. Keine der Parteien versucht sich bisher zur Kommunalwahl mit diesem 
Thema zu profilieren, politische Verantwortung für die Entscheidungen beim U-Bahnbau 
wurde nicht übernommen. Verantwortung wird allein juristisch definiert und damit auf einen 
für die politische Verantwortung irrelevanten Zeitpunkt verschoben. 

Köln hat es verdient, dass wir uns für die Zukunft unserer Stadt einsetzen: Klüngel auf die-
sem Niveau ist Korruption. Sie unterhöhlt unser Gemeinwesen, wie den Boden unter dem 
Stadtarchiv. Die Erfahrung zeigt: Es ist eine Generationenaufgabe hier eingespielte Netz-
werke und Verhaltensweisen aufzubrechen. Es ist also höchste Zeit damit zu beginnen und 
zu zeigen: Köln kann auch anders. 

                                                
4  Sengal: 

http://www.marchespublics.sn/pmb/index.php?option=com_attribution&task=listeavisattribution&It
emid=203  

Ghana: http://www.ppbghana.org/contracts_main.asp  
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Anlage 1: Screenshot der Haushaltsseiten Essens im Internet 
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Anlage 2: Veröffentlichung der öffentlichen Aufträg e in Ghana, Beispiel 

 

 


